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Für Arbeit und gerechte Löhne
Großdemo der Gewerkschaften auf der Plaza de Mayo
Tausende demonstrierten vor dem Präsidentenpalast. (Foto: dpa)
Buenos Aires (AT/mc) - „Menschenwürdige Arbeit und gerechte Löhne“ - dies waren die Hauptforderungen der Gewerkschaftsdachverbände CGT und CTA, die am Dienstag zu einer Großkundgebung auf der Plaza de Mayo von Buenos Aires gerufen hatten. Tausende waren der Aufforderung gefolgt und versammelten sich auf dem Platz vor dem Präsidentenpalast, um die Worte des Gewerkschaftsfunktionärs Juan Carlos Schmid zu hören, der als einziger Redner vorgesehen war.
Der Chef der Wasserbauarbeiter sagte: „Wir sind hier zusammengekommen, um unsere soziale Agenda durchzusetzen“. Der Nationalregierung von Präsident Mauricio Macri warf er vor, die Belange des einfachen Arbeiters aus den Augen zu verlieren: „Der Staat vergisst, diejenigen zu schützen, die jeden Morgen früh aufstehen und zur Arbeit gehen.“ Arbeit sei ein Recht, Arbeitslosigkeit hingegen Beleg für gescheiterte Wirtschaftspläne. Unter Macri habe sich die Armut „multipliziert“.
Schmid betonte, dass die Gewerkschaften diejenigen Schichten der Gesellschaft vertreten, die für den Reichtum des Landes sorgten. Es sei von daher ungerecht, wenn von Regierungsseite gesagt werde, die Gewerkschaften griffen die Unternehmen an, bremsten die Investitionen und stünden für Rückständigkeit. Er forderte, Importe durch Exporte zu ersetzen.
Schmid hob die Bedeutung des Transformationsprozesses hervor, den der Peronismus im zurückliegenden Jahrhundert für das Land dargestellt habe. Argentinien stünde heute wesentlich besser da, wenn es nicht so viele Staatsstreiche durch das Militär gegeben hätte.
Als konkrete Forderungen nannte Schmid eine Preiskontrolle für Lebensmittel und Medikamente, eine Absage an jede Reduzierung von Arbeitnehmerrechten, eine Aufstockung der Notzulage für Rentner, ein Ende von staatlichen Zwangsverwaltungsmaßnahmen bei Gewerkschaften, die Verteidigung des bestehenden Gewerkschaftsmodells mit den dazugehörigen Sozialwerken sowie ein Ernährungsnotprogramm für die ärmsten Bevölkerungsschichten.
Schmid insistierte des Weiteren darauf, das Schicksal des seit Anfang des Monats verschwundenen Sozialaktivisten Santiago Maldonado aufzuklären. Der 28-Jährige wurde seit einer Polizeiaktion am 1. August in Chubut nicht mehr gesehen (wir berichteten). „Wir wollen keinen zweiten Fall Julio López“, so Schmid. Eine Bezugnahme auf einen Maurer, der zwar die Folterzentren der letzten Militärdiktatur überlebte, aber verschwunden ist, seit er 2006 im Prozess gegen Miguel Etchecolatz aussagte. Letzterer war während der Diktatur Polizeichef der Provinz Buenos Aires.
Die CGT-Spitze kündigte an, am 25. September eine Sitzung ihres Bundeskomitees einzuberufen. Dabei sollen weitere Arbeitskampfmaßnahmen erörtert werden, darunter auch ein möglicher Generalstreik.
Argentinien
Streit um Che Guevara-Denkmal
Liberale Stiftung will Monument in Rosario entfernen
Von Marcus Christoph
Das Che Guevara-Denkmal in Rosario. (Foto: Hacthoun)
Buenos Aires (AT) - Ernesto „Che“ Guevara gehört zu den weltweit bekanntesten Argentiniern. Doch in seinem Heimatland bleibt der Revolutionär, der in Kuba als Nationalheld verehrt wird, eine ausgesprochen umstrittene Persönlichkeit. Derzeit versucht eine liberale Stiftung in Guevaras Geburtsstadt Rosario, das dortige Denkmal zu Ehren des Guerrilleros zu beseitigen.
„Der Märtyrer war ein Mörder“, sagt Franco López, der Vorsitzende der Stiftung „Bases“, über den Mann, der anderen als idealistischer Kämpfer für eine bessere Welt gilt. López und seine Mitstreiter sammeln derzeit Unterschriften für eine entsprechende Petition an das Stadtparlament von Rosario. Diese soll am kommenden 9. Oktober eingereicht werden. Dann jährt sich der Todestag des Revolutionärs, der an der Seite Fidel Castros in Kuba triumphierte und später mit einer Guerrilla in Bolivien scheiterte, zum 50. Mal.
Neben dem etwa vier Meter hohen Denkmal außerhalb des Stadtzentrums wollen die liberalen Aktivisten auch weitere Erinnerungen an Guevara in der Metropole am Paraná tilgen: Die Gedenktafel vor dessen Geburtshaus soll weg, das Wandgemälde mit Guevaras Konterfei nahe einem Kulturzentrum auf der Plaza de la Cooperación ebenfalls.
Aus dem touristischen Programm der Stadt möchten die Initiatoren zudem den historischen Rundgang auf Ches Spuren gestrichen sehen. Der Revolutionär soll zukünftig weder Namensgeber sein für einen Abschnitt der Autobahn Rosario - Córdoba sein, noch für das städtische Zentrum für Lateinamerikanische Studien, noch für den Platz, auf dem das eingangs erwähnte Denkmal steht.
„Das mörderische Vermächtnis des Kommunismus und die Figur Guevara verdienen keine staatlichen Ehrerbietungen ideologischen Zuschnitts, finanziert mit den Steuergeldern aller Bürger“, schreibt „Bases“ in der Petition. Guevara und seine Mitstreiter hätten in Kuba mehr als 10.700 Tote zu verantworten, meint die Stiftung.
Umstritten ist vor allem Guevaras Rolle als Kommandeur der Festung „La Cabaña“ in Havanna in den ersten Monaten nach dem Sieg der kubanischen Revolution 1959. Der Ort diente als Gefängnis ehemaliger Anhänger des Batista-Regimes und wurde Schauplatz zahlreicher Hinrichtungen. Über die Zahl der von Guevara direkt befohlenen Erschießungen gibt es indes keine genauen Angaben. Er selbst verwies später auf die Ausnahmesituation, in der sich Kuba damals befunden habe, „einem Kampf auf Leben und Tod“.
„Bases“ gibt an, bereits 3400 Unterschriften gesammelt zu haben. Die 2004 gegründete Organisation aus Rosario wird in ihrem Ansinnen von der deutschen Naumann-Stiftung (FNF) unterstützt: „Che Guevara wird in Lateinamerika glorifiziert. Dabei werden seine Brutalität und Bemerkungen bzw. Toleranz zu Folterungen und politisch motivierten Morden verdrängt bzw. geleugnet“, meint Jörg Dehnert. Der Politikwissenschaftler, der das Büro der FNF in Buenos Aires leitet, ist freilich skeptisch, ob eine Umsetzung der Forderung auch tatsächlich erreicht werden kann.
In diesem Punkt zumindest besteht Einigkeit mit Carlos „Calica“ Ferrer. Der 88-Jährige, der 1953 mit Che Guevara durch Lateinamerika reiste, sieht in der aktuellen Initiative keine große Gefahr für das Denkmal. „Es kommt nicht auf gesammelte Unterschriften an, sondern auf eine Entscheidung des Stadtparlaments“, so Ferrer. Diesbezüglich hat er keine Sorge, dass die Abgeordneten mehrheitlich für eine Beseitigung des Denkmals stimmen könnten. Das jetzige Ansinnen der Stiftung „Bases“ bezeichnete Ferrer als „einen Anschlag mehr“. Er erinnerte an Versuche in der Vergangenheit, das 2008 eingeweihte Denkmal zu schänden.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Macri reagiert mit Härte
Noch am Tag der Protestkundgebung auf der Plaza de Mayo, die mehrere Gewerkschaften und linke Gruppen am Dienstag veranstalteten, reagierte Präsident Macri mit der Amtsenthebung von zwei Gewerkschaftern, die wichtige Posten in der Regierung besetzten: Es handelt sich einmal um den Vorsitzenden der Aufsichtsbehörde des Gesundheitswesens, Luis Scervino, und dann um den Vizeminister im Arbeitsministerium, Ezequiel Sabor, der Hugo Moyano nahesteht. Scervino befasste sich mit der Zuteilung von Mitteln für Behandlung komplexer Krankheiten an die gewerkschaftlichen Sozialwerke, wobei sein Amt jetzt 30 Milliarden Pesos gesammelt hat, die auf die Zuteilung warten. Sabor hatte als zweiter Mann von Arbeitsminister Jorge Triaca direkten Einfluss auf die Arbeitspolitik. Erneut hat Mauricio Macri gezeigt, dass er aus den Vorwahlen gestärkt hervorgegangen ist und sich nicht einschüchtern lässt. Die Gewerkschafter werden es sich jetzt zwei Mal überlegen, ob sie vor den Oktoberwahlen zu einem Generalstreik aufrufen.
Menem vor Kandidatur
Ex-Präsident Carlos Menem kann eventuell doch bei den Kongresswahlen am 22. Oktober für eine neue Amtszeit im Senat kandidieren: Der Oberste Gerichtshof hob ein Urteil des Wahlgerichts auf, das Menem eine Kandidatur aufgrund seiner Verurteilung wegen illegaler Waffengeschäfte während seiner Präsidentschaft (1989 bis 1999) untersagt hatte (wir berichteten). Der Oberste Gerichtshof beurteilte den Richterspruch des Wahlgerichts gegen den 87-jährigen Peronisten nun aber als „willkürlich“ und ordnete an, dass bis zum 2. September ein neuer Beschluss in der Sache gefasst werde. Das Datum ist wichtig, da dann die Frist für die Meldung der Kandidaten ausläuft. Die Richter des Obersten Gerichtshofes verwiesen in ihrer einstimmigen Entscheidung darauf, dass die Verurteilung gegen Menem wegen Waffenhandels noch nicht rechtskräftig sei, da es derzeit noch ein Berufungsverfahren gebe. Da der Ausschluss Menems von den Vorwahlen am 12. August sehr kurzfristig erfolgt war, stand der Ex-Präsident noch auf den Wahlzetteln und erreichte 44,6 Prozent der Stimmen, was ihn für eine Teilnahme an den Hauptwahlen im Oktober qualifiziert.
Geheimverhandlungen
Das umstrittene Iran-Memorandum, das die Kirchner-Regierung 2013 mit der Mullah-Regime in Teheran zur Aufklärung des AMIA-Anschlags abschloss, wirft weiter Fragen auf. Am Dienstag erklärte der einstige argentinische Botschafter in Syrien, Roberto Ahuad, dass der einstige argentinische Außenminister Héctor Timerman bereits im Januar 2011 Geheimverhandlungen im syrischen Aleppo mit seinem iranischen Amtskollegen Ali Akbar Salehi geführt habe, um eine Vereinbarung zwischen beiden Staaten zu erreichen. Derartige Vorgespräche waren von der Kirchner-Regierung bislang stets dementiert worden. Das Zustandekommen des Memorandums, das mittlerweile als verfassungswidrig eingestuft wurde, war Gegenstand der Untersuchungen von Sonderermittler Alberto Nisman. Der 2015 unter ungeklärten Umständen ums Leben gekommene Staatsanwalt warf der Kirchner-Regierung vor, durch das Iran-Abkommen die Arbeit der argentinischen Justiz behindern zu wollen, welche die Hintermänner des Attentats auf das jüdische Gemeindezentrum im Iran wähnt und deren Auslieferung fordert.
Hausarrest für Milagro Sala
Die Umsetzung des Hausarrests für Milagro Sala erweist sich in der praktischen Durchführung als schwierig. Die zuständigen Richter in Jujuy, die aufgrund der Intervention der Interamerikanischen Kommission für Menschenrechte die Untersuchungshaft aufgehoben haben (wir berichteten), ordneten an, dass die indigene Anführerin der Bewegung „Tupac Amaru“ nicht in ihrer Wohnung in der Provinzhauptstadt San Salvador de Jujuy unterzubringen sei, da diese als „unsicher“ eingestuft werde. Stattdessen legten die Richter fest, dass die 53-Jährige, gegen die ein Verfahren wegen Veruntreuung öffentlicher Gelder läuft, den Hausarrest in ihrem Wochenendhaus in Dique La Cíénaga, 30 Kilometer von der Stadt entfernt, verbringen solle. Es handelt sich um eine große Wohnung mit Schwimmbad und Garten, deren Erwerb durch Sala Fragen aufwirft und derzeit von der Justiz untersucht wird. Sicher ist, dass die Anlage sich derzeit in einem sehr schlechten Zustand befindet. Das Haus wurde in letzter Zeit ausgeraubt, so dass Fenster und Türen, Badezimmerausstattungen und allerlei weitere Dinge fehlen. Es wurde nicht geklärt, wie dieser Vandalismus möglich war. Es offenbart aber, dass weder Sala noch die Provinzregierung für ein Minimum an Sicherheit gesorgt haben. Nun muss alles instand gesetzt werden. Dies wird einige Zeit beanspruchen, so dass Sala zunächst noch im Gefängnis bleibt. Außerdem wurde nicht gesagt, wer die Renovierung bezahlen soll. Es dürfte sich um einen Millionenbetrag handeln. (AT/jea/mc)
Meinung
Die Richter stehen unter Druck
Obwohl Präsident Mauricio Macri beteuert, dass die Justiz jetzt unabhängig sei und er nicht in ihre Entscheidungen eingreife, glauben ihm Richter und Politiker nicht ganz. Gewiss: Der grobe Druck auf die Richter, den die Kirchners ausübten, der mit der verfassungswidrigen Absetzung von Mitgliedern des Obersten Gerichtshofes begann, hat aufgehört. Doch diejenigen Richter, die sich der vorherigen Regierung angedient haben, wissen, dass jetzt der Wind von einer anderen Seite bläst, ganz besonders nach dem Wahlergebnis vom 13. August, und handeln dementsprechend. Was Macri an erster Stelle von ihnen will, ist dass die zahlreichen Korruptionsprozesse, die gegen Cristina K . und hohe Beamte ihrer Regierung laufen, beschleunigt werden.
Macri hat sofort nach den Wahlen seine neue Machtposition in Bezug auf die Justiz offen gezeigt. Die Berufungskammer hat gleich nach den Wahlen das Urteil erster Instanz bestätigt, dass Senator Ruperto Godoy nicht Mitglied des Richterrates sein könne, weil er nicht Jurist ist. Das steht zwar nicht ausdrücklich im Gesetz, ist jedoch eine Selbstverständlichkeit, weil er ohne Jura-Studium nicht in der Lage ist, die Qualifizierung von Juristen zu beurteilen, die sich für einen Richterposten bewerben, und noch weniger, um Richter abzusetzen.
Daraufhin hat der Senat seinen Stellvertreter, Juan Mario Pais, zum Mitglied des Richterrates nominiert. Doch Voraussetzung für den Amtsantritt ist die Vereidigung vor dem Obersten Gerichtshof. Sie musste um einen Tag verschoben werden, da der Vorsitzende Richter Ricardo Lorenzetti sich nach Salta begeben „musste“, um an einer Sitzung über die Einführung der religiösen Erziehung an öffentlichen Schulen teilzunehmen. Diesen Umstand nutzte der Richterrat aus, um sofort eine Sitzung ohne Senator Pais durchzuführen. Dabei wurde der Fall des Richters Eduardo Freiler erneut behandelt, bei dem das letzte Mal eine Stimme für die Absetzung gefehlt hatte.
Da der Richterrat nur eine Zweidrittelmehrheit der Anwesenden benötigt, konnte Freiler dieses Mal zunächst für 180 Tage von seinem Posten entbunden werden und ein Amtsenthebungsverfahren eingeleitet werden. Freiler hatte stets die Kirchners und ihre Gefolgsleute unter Schutz gestellt. Doch außerdem hat sich Freiler offensichtlich im Amt bereichert, nachdem er ein Vermögen von umgerechnet über einer Million Dollar nicht erklären kann. Freiler hat seine Vermögenszunahme offen gezeigt, mit dem Kauf eins großen Hauses neben der Residenz des Präsidenten in Olivos, mit zahlreichen Luxusautomobilen, Motorbooten, Rennpferden, u.s.w. Dass dieses geschickte Manöver des Richterrats, das völlig legal, aber gewiss nicht normal war, ohne Anweisung von Macri erfolgte, ist nicht glaubhaft.
An zweiter Stelle kommt jetzt der Fall der Bundesstaatsanwältin Alejandra Gils Carbó, die von Cristina K. ernannt wurde und den einzelnen Staatsanwälten die Anweisung erteilte, nicht gegen Cristina und einstige Regierungsmitglieder vorzugehen. Als Staatsanwalt Campagnoli sich weigerte, die Untersuchung über den Kirchner-Strohmann Lázaro Báez abzubrechen, hat sie ihn abgesetzt. Dies führte jedoch zu einem großen Skandal, so dass Campagnoli, schon unter der Regierung von Cristina K sein Amt wieder besetzen konnte.
Doch jetzt liegt ein viel schlimmerer Fall vor: Gils Carbó hat ein Gebäude für ihr Amt gekauft, wobei es eine Provision (lies: Schmiergeld) von 18 Prozent gab, an der sie bestimmt beteiligt war. Es läuft schon ein Gerichtsverfahren gegen sie, das jetzt beschleunigt werden dürfte. Und danach werden viele Richter erklären müssen, warum sie Klagen gegen die Kirchners und ihre Leute einfach liegen ließen, oder sie abgelehnt haben.
Meinung
Im Blickfeld: Barcelona und die Routine des Schreckens
Von Caroline Bock, dpa
Berlin - Paris, Istanbul, Brüssel, Nizza, Berlin, London, Manchester. „Und jetzt Barcelona!“, titelt die „Bild“-Zeitung am Tag nach dem Anschlag. Terroranschläge sind in Europa traurige Routine geworden. Ebenso die Rituale danach. Rote Eilmeldungen laufen über die Fernsehschirme, die Kanzlerin spricht, Schweigeminuten am Tatort. Im Internet kursieren die schwarzen Trauerschleifen und das „pray for“. Man möge beten, diesmal für Barcelona. Manche versuchen, Twitter mit Katzenfotos zu fluten, um grausige Bilder zu verdrängen.
2016 war ein schwarzes Jahr, es endete mit dem Lastwagen-Anschlag auf den Berliner Weihnachtsmarkt an der Gedächtniskirche. 2017 sieht die Welt kaum besser aus. London traf es gleich zweimal, am Parlament in Westminster und im Ausgehviertel Borough Market. Dass ein Attentäter in Manchester bei einem Konzert von Ariana Grande mit einer Bombe Kinder in den Tod gerissen hat, ist keine drei Monate her.
Nach den Terroranschlägen von New York im Jahr 2001 waren viele Menschen unsicher, wenn sie in ein Flugzeug stiegen. Heute sind es Lieferwagen, die zur tödlichen Waffe werden. Es kann so gut wie jeden treffen, überall. Mit Barcelona traf es ein Lieblingsziel von Urlaubern, beliebt bei der Generation Easyjet und Kreuzfahrt-Touristen.
Die Stadt boomt, nicht immer zur Freude ihrer Bewohner. Austauschstudenten suchen in Barcelona nach dem Lebensgefühl wie aus dem Kinofilm „L‘Auberge Espagnol“. Ein Insidertipp ist die Olympiastadt von 1992 schon lange nicht mehr. Aber viele schwärmen noch immer vom Mittelmeer-Flair, der Gaudí-Kirche, der Markthalle und der Flaniermeile Las Ramblas. Genau dieses Touristen-Barcelona wurde zum Ziel des Terrors.
Etwa 1900 Kilometer entfernt, an der spanischen Botschaft in Berlin, wehte am vorigen Freitag die Flagge auf halbmast. Es finden sich dort nur wenige Blumen. Es wären vermutlich mehr, wenn die Botschaft zentraler läge. Das Brandenburger Tor leuchtete am Abend indes nicht in Barcelona-Farben. Beim Senat gilt mittlerweile die Linie, dass es so etwas nur noch bei Berliner Partnerstädten gibt. Es passiert einfach zu oft.
Am einstigen Grenzübergang Checkpoint Charlie sitzt eine spanische Touristin in einem Restaurant, das „Barcelona“ heißt. „Wir denken an unsere Freunde dort“, sagt sie. Abschrecken lässt sie sich vom Terror nicht. „Ich reise sehr gerne. Wir können nicht mit Angst leben.“ Die Terroristen wollten ja nur, dass man Angst habe.
Ein paar Kilometer weiter sagt Angela Merkel etwas Ähnliches in staatsstragend: „Diesen Mördern werden wir nicht gestatten, dass sie uns von unserem Weg abbringen, von unserer Art zu leben.“
Der Bonner Wissenschaftler Andreas Schmitz, der seit einiger Zeit zur „Soziologie der Angst“ forscht, erklärt: „Der Gewöhnungseffekt ist selbstverständlich vorhanden.“ Man sei nicht mehr überrascht, dass ein Anschlag geschehe, vielmehr warte man, wann der nächste erfolge. „Terrorgefahr und Angst sind zur Normalität unserer Gesellschaft geworden“, sagt der Soziologe. „Daran werden weder politischer Aktionismus noch militärische Strafoperationen etwas ändern. Im Gegenteil.“
Aus Angst nicht mehr nach Spanien fahren? Natürlich werde man das trotzdem machen, sagt Schmitz. Schließlich bewege man sich auch im Straßenverkehr mit dem Wissen, dass man dort sterben könne.
Wie es wohl den Menschen geht, die Gewalt selbst erlebt haben oder um Angehörige in Barcelona bangen? Der spanische Bundesliga-Fußballer Marc Bartra wurde im April beim Anschlag auf den Mannschaftsbus seines Vereins Borussia Dortmund verletzt. Barcelona ist seine Heimat: „Wo ich geboren wurde, wo ich aufgewachsen bin und wo ich Menschen habe, die ich liebe. All meine Unterstützung den betroffenen Familien. Ich liebe dich, Barcelona“, twittert er.
Nach dem Barcelona-Anschlag ist in Deutschland etwas anders als sonst: Es ist Wahlkampf, die Bundestagsparteien verzichteten auf laute Musik bei Veranstaltungen - für zwei Tage. Die RTL-Nachrichten stellten auf ihrer Facebookseite eine schwarze Trauerschleife und ein Barcelona-Bild. Ein Frau schrieb dazu, sie könne das „pray for“ schon gar nicht mehr sehen. Ein Kommentar lautete: „Geht wählen. Ihr habt es in der Hand, wer künftig Entscheidungen über unser Leben trifft.“
Meinung
Randglossen
In den sogenannten parteiinternen Vorwahlen vom 13. August, im spanischen Kürzel als PASO („Primarias Abiertas, Simultáneas y Obligatorias“) bekannt, wurden die Kandidaten für die Parlamentswahlen am kommenden 22. Oktober gekürt. Die Parteienallianz von Präsident Macri „Cambiemos“ - das heißt PRO plus UCR sowie deren frühere Absplitterung „Coalición Cívica“ von Elisa Carrió - siegte landesweit mit deutlichem Vorsprung. Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner war die Verliererin. Bei den echten Kandidatenwahlen im Oktober wird sich zeigen, ob sie für den Senat als siegreiche erste oder nur als dritte Senatorin in den Kongress einzieht, wo sie schon vor ihrer Präsidentschaft tätig war. Die Vorwahlen haben jedenfalls gezeigt, dass Cristinas Popularität deutlich abgenommen hat. Im Zweikampf mit Macri zog CFK den Kürzeren.
Gut fünf Wochen sind es noch bis zur Bundestagswahl, alle aktuellen Umfragen sehen die Union klar vor der SPD, und die FDP steht vor dem Wiedereinzug in das Parlament. Bei der ARD-Talkrunde „Anne Will“ zeigte sich der SPD-Fraktionsvorsitzende Thomas Oppermann nichtsdestotrotz schlagfertig, als er zu FDP-Chef Christian Lindner sagte: „Sie müssen aufpassen, dass es Ihnen am Ende nicht so geht, wie dem HSV. Wenn man zu früh und zu lange jubelt, dann kann man sich verletzen und für den Rest der Saison leicht ausfallen.“ Oppermann spielte damit auf Nicolai Müller an. Der Fußballprofi des Hamburger SV hatte sich am Sonnabend beim Torjubel einen Kreuzbandriss zugezogen und fällt nun wohl für sieben Monate aus. Die Lacher hatte der Sozialdemokrat mit dem Vergleich jedenfalls auf seiner Seite.
Die demokratische US-Abgeordnete Zoe Lofgren will Präsident Donald Trump dazu zwingen, sich medizinisch untersuchen zu lassen - auch auf seinen Geisteszustand hin. Eine entsprechende Resolution brachte die Kalifornierin jetzt im Repräsentantenhaus ein. Ziel ist es herauszufinden, ob der Republikaner „geistig und stabil“ genug ist, um im Amt zu bleiben. Lofgren fragt dabei, ob der Präsident von einer emotionalen Störung so beeinträchtigt werde, die ihn unfähig mache, seine Pflichten zu erfüllen. Sie will wissen, ob der Stress des Amtes eine mentale Krankheit verstärke, die die Impulskontrolle des Staatschefs beeinträchtige. Betrachtet man Trumps bisherige Amtsführung, so überraschen diese Fragen nicht wirklich. An sich könnte man meinen, es ist schon überraschender, dass nicht schon früher ein entsprechender Antrag gestellt wurde.
Wirtschaft
Neue Rahmenbedingungen für die Nord-Autobahn
Die Regierung hat sich mit dem Betreiber der Nord-Autobahn (“Acceso Norte” oder “Panamericana”), Autopistas del Sol S.A., über einen neuen Konzessionsvertrag geeinigt, womit einmal die Firma ihre Klage vor dem Weltbankschiedsgericht ICSID (“International Center for Settlement of Investment Disputes”, spanisch CIADI) wegen Vertragsbruch zurückgezogen hat, und sich das Unternehmen dann zu neuen hohen Investitionen zur Verbesserung der Autobahn verpflichtet.
Autopistas del Sol S.A. setzt sich aus folgenden Unternehmen zusammen: die spanische Albertis (31,59%), die italienische Impregilo (18,82%), Natal (14,12%), Dycasa (1,75%) und ACS (2,68%). Die verbleibenden 31% sind über die Börse unter Kleinaktionären zerstreut.
Der Konzessionsvertrag der 90er Jahre, der zur totalen Erweiterung und Erneuerung der Autobahn führte, die in einer Rekordzeit (vor dem festgesetzten Termin) vollendet wurde, wurde ab 2002 nicht mehr eingehalten, als die Mautgebühr zunächst in Pesos eingefroren (also in Dollar auf etwa ein Drittel sank) und dann nur wenig erhöht wurde. 2006 kam es zu einem neuen Vertrag, der von der Kirchner-Regierung auch nicht eingehalten wurde. Die Firma brachte eine Klage vor dem ICSID ein, und forderte einen Schadenersatz von u$s 1,135 Mrd. Der argentinische Staat hätte den Prozess auf alle Fälle verloren, auch wenn der Betrag schließlich etwas geringer ausgefallen wäre. Die Regierungen von Duhalde und der Kirchners ließen den Fall einfach liegen, und versuchten den Schiedsspruch des ICSID mit juristischen Schikanen hinauszuschieben, was ihnen auch gelungen ist, jedoch ein verheerendes Signal für alle Investoren war, nämlich, dass die argentinische Regierung ihre Verträge nicht einhält. Erst unter der Macri-Regierung wurden Verhandlungen eingeleitet, um sich auf eine Kompromisslösung zu einigen, die jetzt abgeschlossen wurde.
Der neue Konzessionsvertrag, der bis 2030 läuft, sieht folgendes vor:
Es wird anerkannt, dass das Unternehmen u$s 1,1 Mrd. investiert hat, um die Autobahn zu erweitern und erneuern. Davon konnten bis 2002 u$s 539 Mio. nicht amortisiert werden. Vom Restbetrag werden u$s 40 Mio. wegen Bussen abgezogen, so dass ein Betrag von u$s 499 Mio. verbleibt, den der Staat an die Firma zahlen wird. Das ist auf alle Fälle weniger als die Hälfte der Forderung vor dem ICSID.
Der Konzessionär verpflichtet sich zu Investitionen von u$s 430 Mio. Dabei soll eine dritte Fahrbahn auf der Strecke nach Tigre, eine Nebenstraße (“colectora”) in Pilar und Campana, verschiedene neue Ausfahrten und eine Reparatur der gesamten Autobahn gebaut werden. Der Verkehr ist in den letzten 16 Jahren gewaltig gestiegen, und die Autobahn ist, besonders in Spitzenzeiten, verstopft. Dem wird jetzt Rechnung getragen.
Für die Finanzierung der neuen Investitionen ist ein Zinssatz von 8% vorgesehen, weit unter dem von 11,9% des ursprünglichen Vertrages.
Die Mautgebühren werden zunächst auf dem gegenwärtigen Stand beibehalten. In Zukunft werden sie im gleichen Ausmaß der Inflation (INDEC-Index der Konsumentenpreise) berichtigt.
Dieser neue Konzessionsvertrag muss zunächst vom Schatzanwalt (Procurador del Tesoro) und der allgemeinen Kontrollstelle des Staates (SIGEN) genehmigt werden. Dann wird er gemeinsam vom Schatzminister und dem Transportminister unterzeichnet, und schließlich muss noch eine öffentliche Audienz stattfinden. Es handelt sich um einen weiteren Meilenstein bei der Überwindung der Konflikte, die die Kirchner-Regierung hinterlassen hat, und der Rückkehr zu einer vollen Achtung der Rechtsordnung. Das ist eine Voraussetzung für neue Verträge,die sich auf Infrastruktur beziehen, bei denen die Regierung jetzt auch private Firmen beteiligen will.
Wirtschaft
Defizitverringerung im Juli
Im Juli 2017 erreichte das primäre Defizit (ohne Zinsen) $ 22,09 Mrd., 9,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Das echte Defizit, das als “finanziell” bezeichnet” wird, lag indessen mit 32,73 Mrd. um 18,6% über dem Vorjahr, weil die Zinslast stark zugenommen hat. Schatzminister Nicolás Dujovne erklärte, das primäre Defizit (ohne Zinsen) hielte sich innerhalb des Plansolls, nachdem es in 7 Monaten 2017 1,7% des Bruttoinlandsproduktes ausmacht, wobei für das ganze Jahr 4,2% vorgesehen seien. Das echte Defizit, mit Zinsen, liegt indessen in 7 Monaten 2017 bei 3% des BIP.
Die gesamten Einnahmen des Bundesstaates nahmen im Juli im interannuellen Vergleich um 28,3% auf $ 185,12 Mrd. zu, und die gesamten Ausgaben stiegen um 22,9% auf $ 207,23 Mrd.
In 7 Monaten 2017 lag das primäre Defizit mit $ 137,16 Mrd. um 21,3% über dem Vorjahr, während das echte Defizit (mit Zinsen) um 40,1% auf $ 288,27 Mrd. stieg. Das günstigere Ergebnis von Juli gegenüber dem ersten Halbjahr ist auf eine Verringerung der Subventionen, besonders für den Energiebereich, zurückzuführen.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 17,54, gegen $ 17,49 eine Woche zuvor, womit er 8,47% über Ende Dezember 2016 lag. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 47,78, gegen u$s 47,85 in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.7.18 bei $ 20,55, was einen Jahreszinssatz von 20,73% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 7,78% und ab Ende 2016 eine von 37,50%.
***
Die argentinischen Staatspapiere wiesen in einer Woche zum Mittwoch unterschiedliche Veränderungen auf. Die Entwicklung war wie folgt: Argentina 2019: -0,14; Argentina 2021: -9,98%; Argentina 2026: +0,46%, Argentina 2048: +0,61%; Bonar 2024: -0,13%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 411,42 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 402,45) und bei 24 Karat zu $ 587,75 ($ 574,93)
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 18.8.17 um 27,85%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, nahm um 32,27% zu.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 18..8.17 um 25,21% auf $ 1,71 Bio, und die gesamten Pesokredite nahmen um 30,88% auf 1,35 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 101,02% auf u$s 31,58 Mrd. und die Dollarkredite nahmen um 91,97% auf u$s 14,17 Mrd. zu.
***
Im Juli kauften 983.485 Personen Dollarscheine für insgesamt u$s 3 Mrd. Es waren ca. 200.000 Personen mehr als im Juni. u$s 1,4 Mrd.entfallen auf Einzelkäufe von bis zu $ 10.000. Auf der anderen Seite wurden im Juli Dollarnoten für u$s 1,28 Mrd. verkauft, u$s 370 Mio. weniger als im Juni. In 7 Monaten 2017 kauften Personen Dollar für u$s 8,44 Mrd. All dies bezieht sich auf die Geschäfte, die über Banken und registrierte Wechselstuben vollzogen werden, zu denen noch die schwarzen Geschäfte hinzukommen. Der grösste Teil der Käufe bezieht sich auf Hortung, aber ein Teil wurde auch von Auslandsreisenden gekauft.
***
Die Regierung bereitet eine neuen Rahmenordnung für die Strassen vor, die von privaten Unternehmen mit einer Mautgebühr betrieben werden. Von den ca. 50 Maustellen, die im ganzen Land bestehen, soll etwa die Hälfte keine Gebühr kassieren, bis die Instandsetzung, die eingeleitet wurde, vollendet ist. Von den 9.000 km Strassen, die in Konzession vergeben wurden, sollen in Zukunft 8.000 verbleiben. Die neuen Investitionen in Strassen sollen im Rahmen des neuen Systems der öffentlich-privaten Zusammenarbeit erfolgen, was bedeutet, dass der Staat zu den Investitionen beiträgt, um auf diese Weise niedrigere Mautgebühren möglich zu machen.
***
Weltbankpräsident Jim Yong Kim versicherte Präsident Mauricio Macri anlässlich eines Besuchs, dass seine Reformen in die richtige Richtung gehen, und schätzte das Wachstum des Bruttoinlandsproduktes für dieses Jahr auf 2,7%. Ebenfalls gab er bekannt, dass die Bank in diesem und nächstem Jahr u$s 2 Mrd. an Krediten für Argentinien auszahlen werde, davon je zur Hälfte für den staatlichen und den privaten Bereich, vorwiegend für Infrastrukturprojekte. Das letzte Mal kam vor 25 Jahren ein Weltbankpräsident nach Argentinien. Die Weltbankkredite werden mit relativ niedrigen Zinsen und auf lange Fristen gewährt. Aber außerdem prüft die Weltbank die einzelnen Projekte und sorgt dafür, dass sie technisch besser sind und auch billiger durchgeführt werden.
***
Die Regierung hat schließlich, nach fünfmonatigen Verhandlungen, das Einvernehmen der Provinzen zu einem neuen Fiskalpakt erreicht, der im Kongress Mitte September zusammen mit dem Haushaltsvoranschlag für 2018 eingebracht werden soll. Das Abkommen sieht vor, dass die Provinzen ihre Ausgaben, in konstanten Werten, in den kommenden Jahren nicht erhöhen, die Belegschaft der öffentlichen Verwaltung nicht über die Zunahme der Bevölkerung erhöhen, und die Steuerlast in keiner Weise zunehmen darf. In Brasilien hat Präsident Michel Temer ein ähnliches Gesetz schon durchgesetzt. Wenn die Wirtschaft in den kommenden Jahren wächst, dann müsste die provinzielle Staatsquote (Ausgaben bezogen auf das provinzielle BIP) abnehmen und die Wirtschaft entlasten. Die Regierung muss dies dann ständig kontrollieren, da die Provinzregierungen gewohnt sind, derartige Verpflichtungen nicht einzuhalten.
***
Der Umsatz der 61 Supermärkte, die das INDEC im ganzen Land erfasst, lag im Juni mit $ 27,73 Mrd. um 20,3% über dem gleichen Vorjahresmonat, und im ersten Halbjahr 2017 waren es $ 159,13 Mrd., 20,2% über dem Vorjahr. In beiden Fällen ergibt sich bei Berücksichtigung der Inflation (gemessen am Index der Konsumentenpreise) eine leichte Abnahme. Die Zunahme im Juni war jedoch in den einzelnen Provinzen unterschiedlich, mit 37,5% in Neuquén, 22,9% in Córdoba, 21,3% in der Stadt Buenos Aires und 21% in den 24 Vororten der Stadt.
***
Die Shopping-Centers hatten im Juni 2017 einen Umsatz von $ 5,24 Mrd., nur 11,3% über dem Vorjahr, und von $ 20,35 Mrd. im ersten Halbjahr, 12,8% über dem Vorjahr. Die Shopping-Centers verkaufen sehr viel importierte Ware, so dass sich auch der zurückgebliebene Wechselkurs ausgewirkt hat.
***
Das US-Landwirtschaftsdepartement (USDA) hat am Donnerstag der Vorwoche mitgeteilt, dass der Import argentinischer Zitronen zugelassen wurde, wobei der Import von Zitronensaft nie verboten wurde. Der Zitronenimport aus Argentinien war in den USA vor 16 Jahren wegen einer Klage lokaler Produzenten verboten worden, gemäß der die Gefahr bestünde, dass die Kankrose, eine Pflanzenkrankheit, die in einigen Fällen bei argentinischen Pflanzungen aufgetreten war, sich auf die USA überträgt. Das Verfahren, um nachzuweisen, dass die Kankrose nur eine seltene Ausnahme ist und die Übertragung über Zitronen nicht möglich war, war sehr umständlich und wurde schon unter Präsident Obama beendet. Doch Trump hat die Entscheidung über die freie Einfuhr zunächst aufgehoben und erst jetzt bestätigt. Es wird damit gerechnet, dass um die 20.000 Tonnen Zitronen pro Jahr nach den USA exportiert werden, was etwa u$s 50 Mio. ausmacht. Die Zitronen von Tucumán gehören qualitativ zu den besten der Welt. Dass die USA jetzt auch Schweinefleisch nach Argentinien exportieren will, hat nichts mit den Zitronen zu tun, da schon vorher keine Hindernisse bestanden. Doch bisher hat Argentinien Schweinefleisch, einschließlich Schinken und Wurstwaren, vorwiegend aus Brasilien importiert. Für Schweinefleisch aus den Vereinigten Staaten fehlt jetzt nur noch die sanitäre Kontrolle, der die US-Schlachthöfe ohnehin ausgesetzt sind, so dass es sich nur um ein Routineverfahren handelt. Ob das Schweinefleisch aus den USA billiger als das lokale und das aus Brasilien ist, ist fragwürdig. Man kann davon ausgehen, dass die US-Regierung dieses Thema jetzt vorgelegt hat, um die Entscheidung über Zitronen politisch zu entschärfen.
***
Das Ministerium für Energie und Bergbau hat am Donnerstag der Vorwoche zu einer neuen Runde für die Einrichtung von Kraftwerken auf der Grundlage erneuerbarer Energien angekündigt. Es handelt sich insgesamt um 1.200 MW, von denen 550 MW auf Windkraftwerke entfallen, 450 MW auf Sonnenenergie,100 MW auf Biomasse, 35 auf Biogas und 50 auf kleine Wasserkraftwerke. Dabei wurden auch die Preise festgesetzt, zu denen CAMMESA die Energie abnehmen wird: u$s 56,25 je MWSt. für Windkraftwerke, u$s 57,04 für Sonnenenergie, u$s 110 für Biomasse und u$s 160 für Biogas, $ 130 für Biogas aus Müllfüllungen und u$s 105 für Wasserkraftwerke. Gegenwärtig erhalten die bestehenden Kraftwerke einen viel niedrigeren Preis, der laut Energie- und Bergbauministerium nur 46% der Kosten deckt. Der Anteil umweltfreundlicher Kraftwerke soll erhöht werden, im Einklang mit dem Pariser Abkommen über Klimaschutz, auch wenn der Strom dann mehr kostet.
***
Die Regierung hat zwei bekannte Wirtschaftler als Direktoren der ZB ernannt: den ehemaligen Finanzsekretär (und danach Botschafter in der Bundesrepublik Deutschland), Guillermo Nielsen, der die Umschuldung nach dem Default von 2001 vollzogen hat, und Marina dal Poggeto, die mit Miguel Bein dessen Consulting-Firma leitet. Die Ernennungen müssen noch vom Senat genehmigt werden, was angesichts der guten Qualifikationen beider Kandidaten nicht auf Widerstand stoßen dürfte.
***
Die Regierung wird Mitte September, zusammen mit dem Gesetzesprojekt über den Haushalt des Jahres 2018, ein Projekt über Aufwertung von Aktiven im Kongress einbringen. Schatzminister Nicolás Dujovne erklärte, es werde den Unternehmen gestattet, Immobilien u.a. Aktiven zum gegenwärtigen Wert zu buchen, so dass sich dann entsprechend höhere Amortisationen ergeben, die den versteuerbaren Gewinn verringern. Dabei soll laut Dujovne eine “geringe” Steuer auf die Aufwertung bezahlt werden. Dies soll gemäß Äußerungen des Ministers vielen Unternehmen auch erlauben, den Banken richtige Bilanzen vorzulegen und somit kreditfähig zu sein. Für die Aufwertung soll es zwei Methoden geben: eine Bewertung durch Experten, die vom Unternehmer ernannt werden, oder die Anwendung eines Indices (nicht der der Konsumentenpreise), den das Schatzamt sich noch überlegt. Die Unternehmen sollen wählen können, ob sie die Aufwertung auf ihre bestehenden Aktiven anwenden (und dabei die Steuer zahlen), oder nur auf neue Investitionen.
***
Schatzminister Dujovne erklärte, es sei nicht vorgesehen, die Erbschaftssteuer einzuführen, und bemerkte, dass die Reichen diejenigen seien, die diese Steuer am leichtesten umgehen können, durch Schaffung besonderer Finanzstrukturen. “Man könne hier leicht bei einer Initiative versagen, die konzeptuell progressiv aussehe”, sagte er. Die Erbschaftssteuer war 1974 eingeführt worden, und wurde 1976 abgeschafft. In den letzten Jahren wurde sie in den Provinzen Buenos Aires und Entre Rios eingeführt. In dieser Provinz wurde sie jedoch schon von einem Richter als verfassungswidrig erklärt, nachdem das Kollegium der Notare eine Klage in diesem Sinn eingereicht hatte. In der Tat handelt es sich um eine nationale Steuer, für die die Provinzen nicht zuständig sind, wobei eine provinzielle Steuer dieser Art nicht nur eine Ungleichheit mit Personen schafft, die in anderen Provinzen wohnhaft sind, sondern auch schwierige Probleme bei der regionalen Aufteilung von Vermögen stellt.
***
Die Regierung hat den Verkauf eines Landgutes von 8.267 ha eingeleitet, das dem Heer gehört und ca. u$s 100 Mio. einbringen soll. Insgesamt besitzen die Streitkräfte dort 12.400 ha. Das Landgut befindet sich im Süden der Provinz Córdoba, 246 km von Rosario und 254 km von der Stadt Córdoba entfernt. Das Land soll in 47 Landgüter von je 50 bis 370 ha aufgeteilt werden, und der Käufer darf während 10 Jahren nicht verkaufen. 70% des Erlöses geht an das Heer und 30% an das Schatzamt. Die erste öffentliche Ausschreibung findet am 9.11.17 statt, die zweite am 7.12.17. Die Streitkräfte besitzen noch viel mehr Landgüter, die sie nicht für ihre Tätigkeit verwenden. Es ist positiv, dass die Regierung jetzt begonnen hat, sie zu verkaufen.
***
Die Pensionen der Lehrer, die von der Nationalregierung abhängen, wurden ab September 2017 um 11,6% erhöht, und die der Universitätsprofessoren um 10,24%. In diesen Fällen bestehen Sondergesetze, die bestimmten, dass die Pensionen im gleichen Verhältnis wie die Gehälter der Lehrer und Professoren erhöht werden. Es handelt sich hier um 141.902 Lehrer und 5.590 Professoren.
***
Die ZB hat am Dienstag den Referenzzinssatz (für Swap-Geschäfte auf 7 Tage) unverändert bei 26,25% festgesetzt. Doch bei den Lebac-Wechseln hat die ZB den Zinssatz erhöht. In einer Woche zum Dienstag hat die ZB auf dem sekundären Markt Lebac für $ 47 gekauft. Bei der Unterbringung von Lebac vom letzten Dienstag wurde für solche, die im September verfallen, ein Zinssatz von 26,50% gezahlt, für Oktober einer von 26,60% und für November 26,70%. Am stärksten stiegen die Lebac, die im Januar verfallen, die zu 26,95% verzinst wurden, 70 Basispunkte (gleich 0,07%) über der Vorwoche.
***
In etwas über einem Monat hat die ANSeS schon eine halbe Million Darlehen im Rahmen des Argenta-Planes gewährt. Es handelt sich um Kredite von $ 5.000 bis $ 60.000, die an Rentner und Empfänger des Kindergeldes vergeben werden. Der Zinssatz beträgt 24%. Doch bisher sind nur Kredite für 15% des vorgesehenen Gesamtbetrages von $ 50 Mio. vergeben worden. Die Amortisationsraten werden automatisch von der Pension, Hinterbliebenenrente oder dem Kindergeld abgezogen. Der Sinn dieser Kredite liegt in der Vermeidung von Wucherkrediten, zu denen Rentner oft greifen.
***
Die Regierung der Vereinigten Staaten hat beschlossen einen Zollsatz von 50,29% bis 64,17% (durchschnittlich 57%) auf argentinisches Biodieselöl zu erheben, weil angeblich eine Subvention besteht, die als Dumping eingestuft wird. Das Biodieselöl wird ohne Exportzoll exportiert, während das Sojaöl, mit dem es hergestellt wird, einen Exportzoll von 27% hat, was sich entsprechend auf den internen Preis auswirkt und das Biodieselöl verbilligt. Im ersten Halbjahr 2017 hat Argentinien insgesamt 741.485 Tonnen Biodieselöl für u$s 543,8 Mio. exportiert, von denen 96% nach den USA gingen. Die argentinische Regierung hat vorher schon einen analogen Konflikt mit der EU gewonnen, bei dem die Welthandelsorganisation für Argentinien entschied. Doch die EU hat die Verringerung des Zollsatzes auf Biodieselöl auf September verschoben. Argentinien kann somit bei der WHO Klage gegen die USA vorbringen, aber erst im Jahr 2018.
***
Durch Dekret 638/17 wurde das Förderungsprogramm für kleine und mittlere Unternehmen (pymes) für ein Jahr verlängert. Es handelt sich um eine Verringerung der Unternehmerbeiträge um 50% (und 100% bei Unternehmen mit bis zu 16 Arbeitnehmern) zum Pensionierungssystem für zwei Jahre, bei zusätzlich eingestellten Arbeitnehmern, das für Unternehmen mit einer Belegschaft von bis zu 80 Personen gilt. (Gesetz 26.940). Bisher haben 34.000 Unternehmen sich dem System angeschlossen.
***
Der Stromverbrauch lag im Juli gemäß Angaben von CAMMESA (die den Grossistenmarkt betreibt) um 1,1% unter dem gleichen Vorjahresmonat, nachdem schon im Juni ein interannueller Rückgang von 3,8% festgestellt wurde. Der Verbrauch der 416 großen Konsumenten stieg jedoch im Juli gegenüber dem Vorjahr um 3,1%, nach einer Zunahme von 7,4% im Juni. Daraus ergibt sich, dass besonders der Konsum der Haushalte stark zurückgegangen ist. Nachdem der Strom viel teurer geworden ist, wird eben gespart.
***
Durch Beschluss 281 des Ministeriums für Energie und Bergbau wurde die Rahmenordnung für Verträge festgesetzt, die zwischen Kraftwerken auf Grund erneuerbarer Energie und Unternehmen mit einem Stromkonsum von über 300 KW pro Jahr abgeschlossen werden. Diese Unternehmen sind verpflichtet, 8% ihres Stromverbrauches aus erneuerbaren Energien zu beziehen, also Windkraftwerke, Sonnenkraftwerke, kleine Wasserkraftwerke und Kraftwerke, die Holzabfälle u.dgl. einsetzen.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Die politische und wirtschaftliche Krise in Venezuela hat den Handel mit dem wichtigen Verbündeten Kuba um 47% einbrechen lassen. Das Handelsvolumen sank von u$s 4,2 Mrd. im Jahr 2015 auf u$s 2,2 Mrd. im vergangenen Jahr, wie die Statistikbehörde in dieser Woche mitteilte. Venezuela exportiert vor allem Treibstoff in die sozialistische Karibikinsel. Kuba begleicht die Rechnung zum großen Teil mit Dienstleistungen wie der Entsendung von medizinischem Personal. Angesichts der Schwäche Venezuelas ist China zum wichtigsten Wirtschaftspartner Kubas geworden. Im vergangenen Jahr lag das Handelsvolumen bei zwischen den beiden Ländern bei u$s 2,5 Mrd. (dpa)
***
Zu Beginn der Verhandlungen über das Nordamerikanische Freihandelsabkommen (Nafta) haben in Mexiko Hunderte Kleinbauern gegen den Vertrag protestiert. Am Mittwoch marschierten sie zum Außenministerium im Zentrum von Mexiko-Stadt und skandierten „Raus aus Nafta“. Vor allem für die Kleinbauern habe das Abkommen keine Vorteile gebracht, sagte der Chef des Bauernverbands Cocyp, José Jacobo Femat. „Die Auswirkungen sind negativ. Am Mittwoch der Vorwoche hatten in Washington die Gespräche über die Freihandelszone NAFTA (USA, Kanada und Mexico) begonnen. US-Präsident Donald Trump will günstigere Konditionen für die Vereinigten Staaten herausschlagen. Vor allem das Handelsdefizit gegenüber Mexiko ist ihm ein Dorn im Auge. Aber auch Mexiko und Kanada haben eigene Wünsche und wollen beispielsweise Regeln zum elektronischen Handel formulieren. (dpa)
***
Das Bruttoinlandsprodukt von Venezuela wird dieses Jahr um 7% fallen, womit es ab 2014 um ca. ein Drittel zurückgegangen ist, hat die lokale Consulting-Firma Ecolatina ermittelt. Die Inflation wird dieses Jahr nahe an den 1.000% liegen, und die Staatsschuld wird 95% des BIP darstellen. Die Staatsfinanzen werden dieses Jahr mit einem Defizit von 15% des BIP abschliessen, und die Leistungsbilanz wird ein Defizit von 1% des BIP ausweisen.
***
Brasiliens Präsident Michel Temer hat die Initiative bekanntgegeben, den staatlichen Elektrizitätskonzern Electrobras zu privatisieren. Damit soll ein Teil des hohen staatlichen Defizites gedeckt werden. Einzelheiten wurden noch nicht bekanntgegeben. Die Aktien von Electrobras werden schon an den Börsen von Sao Paulo, New York und Madrid gehandelt, so dass das Unternehmen schon private Aktionäre hat.
***
In Brasilien hat der Rat für das Programm der öffentlich-privaten Investitionen ein Paket von Privatisierungen und Konzessionen für staatliche Aktiven bekanntgegeben, das sich an erster Stelle auf Häfen, Flughäfen, Erdölkonzessionen, Autobahnen und Wasserkraftwerke bezieht. Doch auch die Münzanstalt soll privatisiert werden. Dadurch will Präsident Temer die Staatsquote und das hohe staatliche Defizit verringern. Die für dieses Programm zuständigen Beamten erwarten dabei Investitionen von u$s 14 Mrd.
***
Die Regierung Brasiliens hat ein Gesetz aus dem Jahr 1984 ausser Kraft gesetzt, das Investitionen zur Ausbeutung von Eisen, Kupfer, Mangan und Gold in einem Gebiet von 4,6 Mio. ha in Amazonien verbot. Jetzt werden hier hohe private Investitionen erwartet.
***
Geschäftsnachrichten
Wyndham
Diese internationale Hotelkette, mit weltweit 8.100 Hotels und 20 verschiedenen Marken, hat jetzt einen ehrgeizigen Expansionsplan für Argentinien bekanntgegeben, wo die Firma schon seit Langem mit der Marke Howard & Johnson anwesend ist. Dieses Jahr hat der Konzern von der lokalen Kette Fën deren Hotels in Argentinien, und auch ihre Marken Dazzler und Esplendor, gekauft, und beiläufig in Buenos Aires seine Zentrale für Südamerika und die Karibik eingerichtet. Unmittelbar soll ein Dazzler-Hotel in Rosario, ein Howard & Johnson in der Bundeshauptstadt (Lima und Belgrano) und zwei Hotels Days Inn (diese Marke war bisher in Argentinien nicht vertreten) errichtet werden, eines in Zárate und das andere in La Plata. Langfristig sind noch weitere Hotels vorgesehen.
Los Grobo
Dieses Landwirtschaftsunternehmen, das von Gustavo Grobocopatel gegründet wurde und von ihm kontrolliert wird, und sich durch die Entwicklung sogenannter landwirtschaftlicher “Pools” kennzeichnet (bei denen Landbesitzer ihr Land im Pool einbringen, damit dieser sät, erntet und die Ernte verkauft) wurde jetzt vom Investment-Fonds Victoria Capital mehrheitlich übernommen, der einmal u$s 100 Mio. in das Unternehmen investierte und dann noch einen weiteren Betrag für den Kauf von 75% des Kapitals von Los Grobo beitrug. Das Unternehmen wird jetzt von Jorge Arpi geleitet (der 14 Jahre lang in leitender Stellung bei der Weinkellerei Peñaflor tätig war), der den 2011 ernannten Geschäftsführer Horacio Busanello ersetzt. Die Firma hat sich in den letzter Jahren auch mit dem Vertrieb von Düngemitteln u.a. chemischen Produkten für die Landwirtschaft, sowie mit dem Anbau von Hülsenfrüchten (Linsen, Erbsen u.a.) befasst. G. Grobocopatel wird weiter mit der Leitung mitwirken.
Grupo Galicia
Diese Holdinggesellschaft, die die gleichnamige Bank besitzt, hat entschieden, Aktien für u$s 600 Mio. auszugeben, die für den Ausbau des Netzes der Agenturen der Bank und für die Einführung des digitalen Geschäftes bestimmt sind. Die Kapitalerhöhung wurde schon der Nationalen Wertpapierkommission (CNV, Comisión Nacional de Valores) vorgelegt, und nach der Genehmigung werden zwei internationale Banken die Unterbringung der Aktien übernehmen.
Sancor
Der spanische Lebensmittelkonzern Alaisa hat ein formelles Angebot von u$s 130 Mio. zum Erwerb von 51% des Kapitals der Aktiengesellschaft vorgelegt, auf die die Milchgenossenschaft Sancor übertragen wird. Alaisa übernimmt auch die Passiven von Sancor, die um die $ 8 Mrd. (umgerechnet u$s 470 Mio) liegen, und stellt u$s 100 Mio. für Kredite an die Milchbauern bereit. Man kann davon ausgehen, dass es bei den Passiven einen Schnitt geben würde. Sancor, das zweitgrößte Unternehmen der Milchindustrie (Nach Mastellone Hnos., Marke La Serenísima) ist gegenwärtig mit einer Auslastung von ca. 50% seiner Kapazität tätig, mit nur 12 Fabriken und ca. 4.000 Arbeitnehmern, und ist ohne frisches Kapital nicht lebensfähig. Alaisa ist vorwiegend in Spanien als Verteiler von Lebensmitteln tätig, aber auch in Mexiko und Shanghai (China).
Jumbo
Diese Kette grosser Supermärkte hat jetzt einen kleineren Markt, mit einer Fläche von 1.800 qm im vornehmen Stadtviertel Recoleta eröffnet (Las Heras 2500), was eine Investition von $ 69 Mio. darstellt. Auf diese Weise kommt der Cencosud-Konzern der Tendenz entgegen, in der Nähe der Wohnung und jeweils geringere Mengen zu kaufen. Der Cencosud Konzern betreibt in Argentinien 283 Supermärkte der Marken Jumbo, Disco und VEA. Jumbo kennzeichnet sich in der Branche für Qualität und grosses Sortiment aus, ebenfalls für mehr importierte Ware, so dass der kleinere Supermarkt in der Recoleta dem wohlhabenden Publikum dieser Gegend entgegenkommt. Noch in diesem Jahr soll ein VEA-Lokal von 1.200 qm in Jujuy eröffnet werden. Ausserdem sollen kleinere Geschäftslokale im Stadtviertel Belgrano errichtet werden.
IRSA
Dieser grosse Immobilienkonzern, der auch Shopping-Centers besitzt, hat ein Projekt für den Bau von 8.000 Wohnungen im nördlichen Vorort San Martín in Angriff genommen, auf dem Gelände, wo sich früher die Zigarettenfabrik von Nobleza-Piccardo befand. Dies kündigte Daniel Elsztain, der sich um die Immobiliengeschäfte der Firma kümmert, vor 2.000 Zuhörern an. IRSA wird auch in Montevideo 12 Hochhäuser für Wohnungen auf einem Grundstück von 150.000 qm errichten, neben der Lagune des Flughafens von Carrasco. In Buenos Aires baut die Firma Hochhäuser bei dem Hypermarkt von Coto in der Abasto-Gegend der Bundeshaupstadt. Und beim Shopping-Center Dot will die Firma ein Hochhaus für Büros bauen.
Wirtschaftsübersicht
Die unauffällige Beschleunigung der Wirtschaftspolitik
Präsident Mauricio Macri und seine Minister sind sich über die strukturellen Ungleichgewichte der Wirtschaft genauso gut bewusst, wie die Ökonomen, die auf dies hinweisen. Sie wissen, dass die Staatsquote untragbar hoch ist, dass das hohe Defizit der Staatsfinanzen nicht auf längere Zeit beibehalten werden kann, dass das hohe Defizit der Leistungsbilanz (Zahlungsbilanz ohne Kapitaltransaktionen) nicht haltbar ist, dass die hohe Kapitalflucht negativ wirkt und dass das Land viele überhöhte Kosten aufweist, die störend wirken. Keine Regierung hatte bisher so viele erstklassige Wirtschaftler in hohen Ämtern wie diese: Schatzminister Nicolás Dujovne, Innenminister Rogelio Frigerio, ZB-Präsident Federico Sturzenegger, zu denen noch viele andere in unteren Stufen der Staatsverwaltung, im Direktorium der ZB und in den staatlichen Banken und in Staatsunternehmen hinzukommen. Die Qualität der oberen Beamten weist einen großen Sprung gegenüber der Kirchner-Periode aus.
Doch alle wissen, dass sich die genannten Wachstumshemmungen nicht kurzfristig korrigieren lassen, nicht nur weil es für eine Regierung mit Minderheiten in beiden Kammern des Parlamentes nicht möglich ist, und weil sich die Regierung auch um die öffentliche Meinung und die Wahlen kümmern muss, wie es in einer Demokratie nicht anders sein kann, sondern weil es rein technisch unmöglich ist. Tiefgreifende Reformen sind immer sehr kompliziert. Die Regierung geht daher schrittweise vor, was als “Gradualismus” bezeichnet wird. Dabei weisen Kritiker darauf hin, dass es schließlich zu einer großen Krise kommt, weil die kritischen Probleme nicht beseitigt, sondern bestenfalls gemildert werden, und somit gelegentlich wieder auftauchen, eventuell sogar verstärkt. Damit dies nicht geschieht, muss der Gradualismus eben beschleunigt werden.
Die PASO-Wahlen bieten jetzt die politische Voraussetzung dafür. Einmal hat die Regierungskoalition Cambiemos deutlich über der Unidad Ciudadana von Cristina Kirchner gesiegt (in beiden Fällen mit anderen Parteien in vielen Provinzen), und dann wird die Regierung die erste Minderheit im Senat und in der Deputiertenkammer haben, mit der Möglichkeit über Gouverneure des Justizialismus oder der Front für den Sieg weitere Stimmen zu erhalten. Dies umso mehr, als viele Gouverneure sich von Cristina K. distanzieren und einen neuen Peronismus bilden wollen, der vernünftiger handelt, und sie sich bewusst sind, dass auch die Gouverneure und eigentlich die ganze Gesellschaft an einer wirtschaftlichen Erholung und Überwindung struktureller Probleme interessiert sind.
Die Regierung hat in ihren 20 Monaten Amtszeit schon viele Fortschritte erreicht, auch auf wirtschaftlichem Gebiet, bestimmt mehr als der Gesellschaft allgemein bewusst ist. In der Ausmerzung der gigantischen Kirchner-Korruption war sie besonders erfolgreich, so dass jetzt bei Infrastrukturinvestitionen Milliarden Dollar gespart werden, und gleichzeitig mehr und besser investiert wird. Beim Straßenbau liegen die Kosten jetzt in konstanten Werten um 30% bis 50% unter denen der Kirchner-Periode, wobei auch die absurde Bevorzugung von Santa Cruz aufgehört hat, wo der minimale Verkehr sie nicht rechtfertigt.
Ebenfalls wurde die Devisenbewirtschaftung weitgehend abgeschafft (doch immer noch nicht ganz) und das Bankensystem funktioniert besser, mit mehr Zugang zum Bankkredit von Kleinunternehmen, mit Hypothekarkrediten für Finanzierung von Eigenwohnungen (die es vorher nicht gab) und mit mehr Effizienz beim Zahlungsverkehr über Internet. Die öffentliche Verwaltung funktioniert viel besser, und viele Amtsverfahren wurden vereinfacht und stark verkürzt. Auch bei der Arbeitsgesetzgebung und ihrer konkreten Anwendung durch Richter gab es Fortschritte, besonders dank der Reform des Gesetzes über Versicherung von Arbeitsunfällen und –krankheiten.
Bei der Eingliederung Argentiniens in die Welt gab es auch sichtbare Fortschritte, was mit der Regelung der Schulden begann, die aus der Umschuldung stammten, die nach dem Default erfolgte. Was noch verbleibt, hat keine wirkliche Bedeutung. Auch andere Konflikte wurden gelöst, wie jetzt der, der mit dem Betreiber der Nordautobahn besteht (über den wir im Einzelnen berichten). Der Fortschritt Argentiniens wird auf der Welt allgemein anerkannt. US-Vizepräsident Mike Pence kam nur nach Argentinien, um Macri die volle Unterstützung der US-Regierung zu äußern. Auch der Besuch von Bundeskanzlerin Angela Merkel u.a. Regierenden, und in der Vorwoche auch der des Weltbankpräsidenten, weisen in diese Richtung. Die große Welt hat Verständnis für die Schwierigkeiten, die Macri hat, und will ihm Rückendeckung geben, damit er sie überwinden kann. Wobei alle wissen, dass dies nicht mit einem Schlag geschehen kann und viel Einzelarbeit, Mühe und Geschick erfordert.
Die neue politische Konstellation gibt Macri jetzt die Möglichkeit, mehr Schritte zur Überwindung der konfliktiven Erbschaft und für mehr Wachstum und konkrete Besserungen bei den sozialen Problemen zu vollziehen. Dass Macri bei der Justiz sofort vorgegangen ist, und mit einem Trick den korrupten Richter Freiler faktisch abgesetzt hat, deutet in diese Richtung. Die Periode der Bereinigung der geerbten Lage sollte jetzt im Wesen abgeschlossen sein, was die Ausarbeitung und Durchführung von vielen Maßnahmen faktisch erleichtert.
Doch die Grundfrage stellt sich bei den schwierigeren Problemen, an erster Stelle der Reform der Arbeitsgesetzgebung, an zweiter der Steuerreform und an dritter der Korrektur der aufgeblähten Staatsstruktur. Bezüglich Arbeitsgesetzgebung muss sich Macri jetzt zunächst darum kümmern, dass die Provinzen sich dem Gesetz über Arbeitsunfälle und -krankheiten anschließen. Und dann muss er auch erreichen, dass die Richter das Gesetz richtig anwenden und das Geschäft aufhört, das sie in Verbindung mit Gewerkschaftsanwälten machten. Dass Macri in der Vorwoche den Staatsanwalt von Córdoba, Enrique Gavier, zu sich berief, der einen großen Erfolg in dieser Hinsicht aufweisen kann und das Thema eingehend studiert hat, zeugt von der Bedeutung, die er diesem Thema verleiht. Des weiteren soll jetzt ein Gesetzesprojekt im Kongress eingebracht werden, das sich auf Legalisierung der Schwarzarbeit bezieht, das bestimmt auch konfliktiv ist. Und dann kommen noch viele andere Aspekte, um zu erreichen, dass die Arbeitskosten sinken, ohne dass dies die Löhne betrifft, also vornehmlich durch höhere Produktivität und mehr Flexibilität.
Die Steuerreform ist sehr problematisch, weil man gesamthaft die Steuerlast nicht senken kann, ohne die Staatsquote und die Steuerhinterziehung zu verringern, zwei Dinge, die ihre Zeit brauchen. Wie der Wirtschaftler Daniel Artana (vom angesehenen Wirtschaftsinstitut FIEL) in der Zeitung “La Nación” (20.8.17) schreibt, entfallen 20% der gesamten Steuereinnahmen (Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) auf Steuern, die in den verschiedenen Etappen des Wirtschaftsprozesses wiederholt erhoben werden und daher besonders verzerrend wirken, und in anarchischer Form die Kosten von Exportgütern erhöhen, und auch die von Gütern für den lokalen Konsum, die mit importierten Gütern konkurrieren. Es handelt sich hier um die provinzielle Bruttoumsatzsteuer, die Gemeindegebühren “für Sicherheit und Hygiene” (?) und die nationale Schecksteuer. Doch wenn man die Steuerlast auf die Produktion und die Arbeit verringern will, dann müsste die Last auf den Konsum, das Einkommen und das Vermögen der Personen erhöht werden, was politisch gewiss nicht gut ankäme.
Die Beschleunigung und Vertiefung der Reformen hat jetzt einen politischen Rückhalt, der voraussichtlich im Oktober noch stärker zum Ausdruck kommt. 2018 gibt es keine Wahlen, und dies muss ausgenutzt werden, um politisch schwierige Reformen durchzuführen. Im Wahljahr 2019 sollten dann die Ergebnisse der Reformen zunehmend auftreten, die in Wachstum bei geringer Inflation und Lösungen für soziale Probleme ihren Ausdruck finden, womit man auch Wahlen gewinnt. Denn 2019 ist der Hinweis auf die schlimme Erbschaft kein politisches Argument mehr.
Wirtschaftsübersicht
Der strukturelle Wandel des Konsums
Die großen Supermarktketten weisen in letzter Zeit eine Abnahme des Umsatzes in konstanten Werten aus, also bei Berücksichtigung der Inflation. Dies ist auch im Juni 2017 aufgetreten: die 61 Hyper- und Supermärkte, die im ganzen Land tätig sind und vom INDEC erfasst werden, haben einen Gesamtumsatz von $ 21,9 Mrd. erwirtschaftet, der 21,9% über dem gleichen Vorjahresmonat liegt, und zu konstanten Werten um 1,2% unter dem Vorjahr, aber 2,5% über dem Vormonat. Im ersten Halbjahr 2017 lag der Umsatz mit $ 159,13 Mrd., 20,2% über dem Vorjahr, was zu konstanten Werten einen Rückgang von 6% darstellt. Dies wurde von Kommentatoren als “Mengenumsatz” ausgelegt, was jedoch nicht stimmt. Denn hier kommt gleichzeitig ein Übergang auf billigere Marken und billigere Nahrungsmittel zum Ausdruck, so dass die Menge nicht notwendigerweise abgenommen hat.
Bei Teigwaren klaffen die Preise für erste Marken mit den weniger angesehenen weit auseinander, wobei die ersten gelegentlich über 50% teurer sind, obwohl sie qualitativ keinen großen Unterschied (wenn überhaupt) aufweisen. Nebenbei bemerkt: dies kommt auch in einer schlechten Bilanz des bei vielen verarbeiteten Lebensmitteln führenden Unternehmens, Molinos Río de la Plata, zum Ausdruck, die bei Teigwaren, Mayonnaise u.a. Produkten nur erste Marken liefert. Der Übergang zu billigeren Marken tritt in Krisenzeiten verstärkt auf.
Aber außerdem gehen die Konsumenten von teureren Nahrungsmitteln, an erster Stelle Rindfleisch, auf billigere über, wie Reis und Teigwaren, wobei das Fleisch auch durch zubereitete Gerichte (auf spanisch besonders “guisos”) gestreckt wird. Wenn das Einkommen knapp ist, wird sorgfältiger gewirtschaftet, wobei dann auch, wenn die Flaute vorüber ist, oft das neue Konsumverhalten beibehalten wird, das im Wesen viel rationeller ist.
Die Supermärkte haben seinerzeit das Ende für viele Kolonialwarenläden (“almacenes”) bedeutet, weil sie billiger waren, ein höheres Sortiment aufwiesen und der Konsument die Selbstbedienung vorzog, bei der er die verschiedenen Waren besser beurteilen und vergleichen kann. Die Supermärkte sind nicht nur billiger, weil sie große Mengen mit wenig Personal verkaufen, also niedrigere Arbeitskosten pro verkaufte Einheit als ein Kolonialwarenladen haben, sondern auch, weil sie billiger einkaufen. Früher haben die großen Lieferanten von Lebensmitteln u.a. Produkten, und auch die Grossisten, die Preise einseitig bestimmt, und der Einzelhändler hatte keine Möglichkeit, sie zu diskutieren. Jetzt bestimmen die Supermärkte, wie viel sie zahlen, und in vielen Fällen werden Lieferanten ausgeschlossen, die teurer verkaufen wollen. Dass die Lieferanten sich bitter über das Verhalten der Supermärkte beklagen, zeigt, dass das System funktioniert.
Indessen ist der kleine Einzelhandel in vielen Fällen konkurrenzfähig. Bei Obst und Gemüse sind die Preise hier allgemein niedriger als beim Supermarkt, zum Teil weil es dabei mit der Zahlung der Steuern nicht so genau genommen wird. Deshalb führen bestimmte Selbstbedienungsgeschäfte, die von Supermarktketten abhängen, diese Produkte nicht mehr. Ebenfalls konkurrieren Metzger u.a. spezialisierte Einzelhandelsgeschäfte mit Erfolg mit den Supermärkten. Der unabhängige Einzelhandel hat auf das Vordringen der Supermärkte zunächst mit Schließungen reagiert, danach jedoch mit Spezialisierung und auch mit niedrigeren Preisen, die auch durch Zugang zu günstigeren Einkaufsquellen möglich wurden, u.a. weil auch Grossistenmärkte entstanden sind, die sie billig beliefern. Die Supermarktketten haben auf dies mit kleinen Selbstbedienungsläden reagiert, die für die Konsumenten günstiger sind, weil sie meistens näher liegen und sie dabei nicht so viel auf einmal kaufen müssen. Die Konkurrenz funktioniert, und zwar viel besser, als es allgemein wahrgenommen wird. Das Gerede über Kartellierung und Marktbeherrschung der Supermärkte, das gelegentlich aufkommt, ist grober Unfug.
Die INDEC- Statistik über die Supermarktumsätze ist unvollständig. Die chinesischen Supermärkte (die meistens von Koreanern betrieben werden) und andere, werden nicht berücksichtigt. Meistens sind diese Supermärkte billiger als die großen Ketten, aber mit weniger Sortiment und weniger Qualitätsprodukten. Einige verkaufen nur gegen Barzahlung, was auf Steuerhinterziehung hindeutet. In Flautezeiten gehen die Konsumenten stärker auf diese Supermärkte über.
Ferner geht auch ein zunehmender Teil des Handels über Internet (“Mercado libre” u.a.), und gibt es noch Straßenmärkte, die in der Stadt Buenos Aires jeden Tag woanders aufgestellt werden und einmal pro Woche in einem bestimmten Stadtviertel eingerichtet werden, die auch billiger sind, als die Supermärkte und der etablierte Handel. Dann versorgen jetzt die Grossistenmärkte, die vermehrt aufgetreten sind, nicht nur den Einzelhandel, sondern auch den normalen Konsumenten. Und schließlich muss noch auf den Zentralmarkt hingewiesen werden, der an der Ausfahrtstraße nach Ezeiza besteht, der als Grossistenmarkt gedacht ist, jedoch auch viele Endkonsumenten hat, die von niedrigeren Preisen angezogen werden. Der Umstand, dass jetzt so viele Familien ein Automobil haben, erleichtert den Zugang zu diesem und anderen Märkten.
Wenn man all dies berücksichtigt, dann muss man bei den Schlussfolgerungen vorsichtig sein, die aus den INDEC-Zahlen über die Supermarktumsätze gezogen werden. Das Statistische Amt sollte sich zunächst die Mühe nehmen, den Anteil der Supermärkte am Gesamtkonsum einzelner Lebensmittel u.a. Produkten des normalen Haushaltskonsums zu ermitteln, und dann auch Zahlen über den Gesamtkonsum einzelner Produkte zu veröffentlichen. Bei Fleisch und Milch gibt es periodische Zahlen über den pro-Kopf-Konsum, aber nicht bei Kartoffeln und Gemüse im allgemeinen, noch bei Teigwaren, Reis und Brot. Wo diese Produkte dann verkauft werden, ist von zweitrangiger Bedeutung.
Ein Thema, dass hier beiläufig auch erwähnt werden muss, ist das der verderblichen Lebensmittel. Die Obst- und Gemüsenhändler pflegen Produkte, die beginnen, schlecht auszusehen, aber sonst in Ordnung sind, billiger zu verkaufen. Gelegentlich verschenken sie sie einfach an ärmere Leute. In armen Vororten ist dies üblich. Die Preise, die ohnehin stark schwanken, sind somit nicht einheitlich, und auch das wird von der Statistik auch nicht erfasst.
Schatzminister Dujovne ist sich des Themas bewusst und hat in einem Interview in der Zeitung “La Nación( 20.8.17) auf die Änderung des Konsumformen hingewiesen, die weltweit eingetreten seien. Er hat offensichtlich klar begriffen, was wir oben erläutern. Er hat in diesem Sinn veranlasst, dass im Schatzministerium ein Konsumindikator berechnet wird, der seit dem 1. Quartal 2017 eine ständige Zunahme aufweist so dass er für dieses Jahr mit eine Konsumzunahme von 2,7% (bei einer BIP-Zunahme von 3%) rechnet.